
Auszug aus dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch 

Art. 75 

(1) Die §§ 255, 264, 264b, 265, 267a Absatz 3, die §§ 268, 271, 272, 274a, 275, 276, 277 
Absatz 3, die §§ 284, 285, 286, 288, 289, 291, 292, 294, 296 bis 298, 301, 307, 309, 310, 
312 bis 315a, 317, 322, 325, 326, 328, 331, 334, 336 bis 340a, 340e, 340i, 340n, 341a, 
341b, 341j sowie 341n des Handelsgesetzbuchs in der Fassung des Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetzes vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 1245) sind erstmals auf Jahres- und 
Konzernabschlüsse sowie Lage- und Konzernlageberichte für das nach dem 31. Dezember 
2015 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften sowie 
§ 277 Absatz 4 und § 278 des Handelsgesetzbuchs in der bis zum 23. Juli 2015 geltenden 
Fassung sind letztmals anzuwenden auf Jahres- und Konzernabschlüsse sowie Lage- und 
Konzernlageberichte für ein vor dem 1. Januar 2016 beginnendes Geschäftsjahr. 
(2) Die §§ 267, 267a Absatz 1, § 277 Absatz 1 sowie § 293 des Handelsgesetzbuchs in der 
Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 1245) dür-
fen erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse, Lageberichte und Konzernlageberichte für 
das nach dem 31. Dezember 2013 beginnende Geschäftsjahr angewendet werden, jedoch 
nur insgesamt. Wird von der vorgezogenen Anwendung der §§ 267, 267a Absatz 1, von § 
277 Absatz 1 oder § 293 in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes kein Ge-
brauch gemacht, sind die in Satz 1 genannten Vorschriften erstmals auf Jahres- und Kon-
zernabschlüsse, Lage- und Konzernlageberichte für das nach dem 31. Dezember 2015 be-
ginnende Geschäftsjahr anzuwenden; in diesem Fall sind die §§ 267, 267a Absatz 1, § 277 
Absatz 1 und § 293 des Handelsgesetzbuchs in der bis zum 22. Juli 2015 geltenden Fas-
sung letztmals auf das vor dem 1. Januar 2016 endende Geschäftsjahr anzuwenden. Bei der 
erstmaligen Anwendung der in Satz 1 bezeichneten Vorschriften ist im Anhang oder Kon-
zernanhang auf die fehlende Vergleichbarkeit der Umsatzerlöse hinzuweisen und unter 
nachrichtlicher Darstellung des Betrags der Umsatzerlöse des Vorjahres, der sich aus der 
Anwendung von § 277 Absatz 1 in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes 
ergeben haben würde, zu erläutern. 
(3) § 8b und die Vorschriften des Dritten Unterabschnitts des Vierten Abschnitts des Dritten 
Buchs des Handelsgesetzbuchs in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes 
sind erstmals auf Zahlungsberichte und Konzernzahlungsberichte für ein nach dem 23. Juli 
2015 beginnendes Geschäftsjahr anzuwenden. 
(4) § 253 Absatz 3 Satz 3 des Handelsgesetzbuchs in der Fassung des Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetzes findet erstmals auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens Anwendung, die nach dem 31. Dezember 2015 aktiviert werden. § 253 Absatz 3 
Satz 4 des Handelsgesetzbuchs in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes 
findet erstmals auf Geschäfts- oder Firmenwerte Anwendung, die aus Erwerbsvorgängen 
herrühren, die in Geschäftsjahren erfolgt sind, die nach dem 31. Dezember 2015 begonnen 
haben. 
(5) Aufwendungen aus der Anwendung des Artikels 67 Absatz 1 und 2 sind in der Gewinn- 
und Verlustrechnung innerhalb der sonstigen betrieblichen Aufwendungen als „Aufwendun-
gen nach Artikel 67 Absatz 1 und 2 EGHGB“ und Erträge hieraus innerhalb der sonstigen 
betrieblichen Erträge als „Erträge nach Artikel 67 Absatz 1 und 2 EGHGB“ gesondert anzu-
geben. 



Auszug der in der Androhungsverfügung genannten Regelungen des HGB in der bis 
zum 22. Juli 2015 geltenden Fassung 

§ 264 Pflicht zur Aufstellung 

(1) Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft haben den Jahresabschluß (§ 242) 
um einen Anhang zu erweitern, der mit der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 
eine Einheit bildet, sowie einen Lagebericht aufzustellen. Die gesetzlichen Vertreter einer 
kapitalmarktorientierten Kapitalgesellschaft, die nicht zur Aufstellung eines Konzernab-
schlusses verpflichtet ist, haben den Jahresabschluss um eine Kapitalflussrechnung und 
einen Eigenkapitalspiegel zu erweitern, die mit der Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und 
dem Anhang eine Einheit bilden; sie können den Jahresabschluss um eine Segmentbericht-
erstattung erweitern. Der Jahresabschluß und der Lagebericht sind von den gesetzlichen 
Vertretern in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahrs für das vergangene Geschäftsjahr 
aufzustellen. Kleine Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1) brauchen den Lagebericht nicht 
aufzustellen; sie dürfen den Jahresabschluß auch später aufstellen, wenn dies einem ord-
nungsgemäßen Geschäftsgang entspricht, jedoch innerhalb der ersten sechs Monate des 
Geschäftsjahres. Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a) brauchen den Jahresabschluss nicht 
um einen Anhang zu erweitern, wenn sie 

1. die in den §§ 251 und 268 Absatz 7 genannten Angaben, 
2. die in § 285 Nummer 9 Buchstabe c genannten Angaben und 
3. im Falle einer Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien die in § 160 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Aktiengesetzes genannten Angaben 
unter der Bilanz angeben. 
(2) Der Jahresabschluß der Kapitalgesellschaft hat unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kapitalgesellschaft zu vermitteln. Führen besonde-
re Umstände dazu, daß der Jahresabschluß ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild im Sinne des Satzes 1 nicht vermittelt, so sind im Anhang zusätzliche Angaben 
zu machen. Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft, die Inlandsemittent im Sinne 
des § 2 Absatz 7 des Wertpapierhandelsgesetzes und keine Kapitalgesellschaft im Sinne 
des § 327a ist, haben bei der Unterzeichnung schriftlich zu versichern, dass nach bestem 
Wissen der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild im 
Sinne des Satzes 1 vermittelt oder der Anhang Angaben nach Satz 2 enthält. Macht eine 
Kleinstkapitalgesellschaft von der Erleichterung nach Absatz 1 Satz 5 Gebrauch, sind nach 
Satz 2 erforderliche zusätzliche Angaben unter der Bilanz zu machen. Es wird vermutet, 
dass ein unter Berücksichtigung der Erleichterungen für Kleinstkapitalgesellschaften aufge-
stellter Jahresabschluss den Erfordernissen des Satzes 1 entspricht. 
(3) Eine Kapitalgesellschaft, die in den Konzernabschluss eines Mutterunternehmens mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum einbezogen ist, braucht die Vorschriften 
dieses Unterabschnitts und des Dritten und Vierten Unterabschnitts dieses Abschnitts nicht 
anzuwenden, wenn 

1. alle Gesellschafter des Tochterunternehmens der Befreiung für das jeweilige Ge-
schäftsjahr zugestimmt haben und der Beschluß nach § 325 offengelegt worden ist, 

2. das Mutterunternehmen zur Verlustübernahme nach § 302 des Aktiengesetzes oder 
nach dem für das Mutterunternehmen maßgeblichen Recht verpflichtet ist oder eine 



solche Verpflichtung freiwillig übernommen hat und diese Erklärung nach § 325 of-
fengelegt worden ist, 

3. die Kapitalgesellschaft in den Konzernabschluss einbezogen worden ist und 
4. die Befreiung des Tochterunternehmens 
a) im Anhang des von dem Mutterunternehmen aufgestellten und nach § 325 durch Ein-
reichung beim Betreiber des Bundesanzeigers offen gelegten Konzernabschlusses an-
gegeben und 
b) zusätzlich im Bundesanzeiger für das Tochterunternehmen unter Bezugnahme auf 
diese Vorschrift und unter Angabe des Mutterunternehmens mitgeteilt worden ist. 

(4) Absatz 3 ist auf Kapitalgesellschaften, die Tochterunternehmen eines nach § 11 des Pub-
lizitätsgesetzes zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichteten Mutterunterneh-
mens sind, entsprechend anzuwenden, soweit in diesem Konzernabschluss von dem Wahl-
recht des § 13 Abs. 3 Satz 1 des Publizitätsgesetzes nicht Gebrauch gemacht worden ist. 

§ 264b Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung eines Jahresabschlusses nach den 
für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

Eine Personenhandelsgesellschaft im Sinne des § 264a Abs. 1 ist von der Verpflichtung be-
freit, einen Jahresabschluss und einen Lagebericht nach den Vorschriften dieses Abschnitts 
aufzustellen, prüfen zu lassen und offen zu legen, wenn 

1. sie in den Konzernabschluss eines Mutterunternehmens mit Sitz in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in den Konzernabschluss eines ande-
ren Unternehmens, das persönlich haftender Gesellschafter dieser Personenhan-
delsgesellschaft ist, einbezogen ist; 

2. der Konzernabschluss sowie der Konzernlagebericht im Einklang mit der Richtlinie 
83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 auf Grund von Artikel 54 Abs. 3 Buchsta-
be g des Vertrages über den konsolidierten Abschluss (ABl. EG Nr. L 193 S. 1) und 
der Richtlinie 84/253/EWG des Rates vom 10. April 1984 über die Zulassung der mit 
der Pflichtprüfung der Rechnungslegungsunterlagen beauftragten Personen (ABl. EG 
Nr. L 126 S. 20) in ihren jeweils geltenden Fassungen nach dem für das den Kon-
zernabschluss aufstellende Unternehmen maßgeblichen Recht aufgestellt, von einem 
zugelassenen Abschlussprüfer geprüft und offen gelegt worden ist, und 

3. die Befreiung der Personenhandelsgesellschaft 
a) im Anhang des von dem Mutterunternehmen aufgestellten und nach § 325 durch 
Einreichung beim Betreiber des Bundesanzeigers offen gelegten Konzernabschlus-
ses angegeben und 
b) zusätzlich im Bundesanzeiger für die Personenhandelsgesellschaft unter Bezug-
nahme auf diese Vorschrift und unter Angabe des Mutterunternehmens mitgeteilt 
worden ist. 

§ 267 Umschreibung der Größenklassen 

(1) Kleine Kapitalgesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei nachstehenden 
Merkmale nicht überschreiten: 

1. 4 840 000 Euro Bilanzsumme nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiesenen 
Fehlbetrags (§ 268 Abs. 3). 

2. 9 680 000 Euro Umsatzerlöse in den zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag. 



3. Im Jahresdurchschnitt fünfzig Arbeitnehmer. 
(2) Mittelgroße Kapitalgesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei in Absatz 1 
bezeichneten Merkmale überschreiten und jeweils mindestens zwei der drei nachstehenden 
Merkmale nicht überschreiten: 

1. 19 250 000 Euro Bilanzsumme nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiesenen 
Fehlbetrags (§ 268 Abs. 3). 

2. 38 500 000 Euro Umsatzerlöse in den zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag. 
3. Im Jahresdurchschnitt zweihundertfünfzig Arbeitnehmer. 

(3) Große Kapitalgesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei in Absatz 2 be-
zeichneten Merkmale überschreiten. Eine Kapitalgesellschaft im Sinn des § 264d gilt stets 
als große. 
(4) Die Rechtsfolgen der Merkmale nach den Absätzen 1 bis 3 Satz 1 treten nur ein, wenn 
sie an den Abschlußstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren über- oder 
unterschritten werden. Im Falle der Umwandlung oder Neugründung treten die Rechtsfolgen 
schon ein, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1, 2 oder 3 am ersten Abschlußstichtag 
nach der Umwandlung oder Neugründung vorliegen. 
(5) Als durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer gilt der vierte Teil der Summe aus den Zah-
len der jeweils am 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. Dezember beschäftigten Ar-
beitnehmer einschließlich der im Ausland beschäftigten Arbeitnehmer, jedoch ohne die zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 
(6) Informations- und Auskunftsrechte der Arbeitnehmervertretungen nach anderen Geset-
zen bleiben unberührt. 

§ 267a Kleinstkapitalgesellschaften 

(1) Kleinstkapitalgesellschaften sind kleine Kapitalgesellschaften, die mindestens zwei der 
drei nachstehenden Merkmale nicht überschreiten: 

1. 350 000 Euro Bilanzsumme nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiesenen 
Fehlbetrags (§ 268 Absatz 3); 

2. 700 000 Euro Umsatzerlöse in den zwölf Monaten vor dem Abschlussstichtag; 
3. im Jahresdurchschnitt zehn Arbeitnehmer. 

Die Bilanzsumme setzt sich aus den Posten zusammen, die in den Buchstaben A bis E des 
§ 266 Absatz 2 aufgeführt sind, wobei bei Ausübung des in § 274a Nummer 5 geregelten 
Wahlrechts der betreffende Buchstabe nicht berücksichtigt wird. § 267 Absatz 4 bis 6 gilt 
entsprechend. 
(2) Die in diesem Gesetz für kleine Kapitalgesellschaften (§ 267 Absatz 1) vorgesehenen 
besonderen Regelungen gelten für Kleinstkapitalgesellschaften entsprechend, soweit nichts 
anderes geregelt ist. 

§ 277 Vorschriften zu einzelnen Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 

(1) Als Umsatzerlöse sind die Erlöse aus dem Verkauf und der Vermietung oder Verpach-
tung von für die gewöhnliche Geschäftstätigkeit der Kapitalgesellschaft typischen Erzeugnis-
sen und Waren sowie aus von für die gewöhnliche Geschäftstätigkeit der Kapitalgesellschaft 
typischen Dienstleistungen nach Abzug von Erlösschmälerungen und der Umsatzsteuer 
auszuweisen. 



(2) Als Bestandsveränderungen sind sowohl Änderungen der Menge als auch solche des 
Wertes zu berücksichtigen; Abschreibungen jedoch nur, soweit diese die in der Kapitalge-
sellschaft sonst üblichen Abschreibungen nicht überschreiten. 
(3) Außerplanmäßige Abschreibungen nach § 253 Abs. 3 Satz 3 und 4 sind jeweils geson-
dert auszuweisen oder im Anhang anzugeben. Erträge und Aufwendungen aus Verlustüber-
nahme und auf Grund einer Gewinngemeinschaft, eines Gewinnabführungs- oder eines Teil-
gewinnabführungsvertrags erhaltene oder abgeführte Gewinne sind jeweils gesondert unter 
entsprechender Bezeichnung auszuweisen. 
(4) Unter den Posten "außerordentliche Erträge" und "außerordentliche Aufwendungen" sind 
Erträge und Aufwendungen auszuweisen, die außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätig-
keit der Kapitalgesellschaft anfallen. Die Posten sind hinsichtlich ihres Betrags und ihrer Art 
im Anhang zu erläutern, soweit die ausgewiesenen Beträge für die Beurteilung der Ertrags-
lage nicht von untergeordneter Bedeutung sind. Satz 2 gilt entsprechend für alle Aufwendun-
gen und Erträge, die einem anderen Geschäftsjahr zuzurechnen sind. 
(5) Erträge aus der Abzinsung sind in der Gewinn- und Verlustrechnung gesondert unter 
dem Posten „Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge“ und Aufwendungen gesondert unter 
dem Posten „Zinsen und ähnliche Aufwendungen“ auszuweisen. Erträge aus der Währungs-
umrechnung sind in der Gewinn- und Verlustrechnung gesondert unter dem Posten „Sonsti-
ge betriebliche Erträge“ und Aufwendungen aus der Währungsumrechnung gesondert unter 
dem Posten „Sonstige betriebliche Aufwendungen“ auszuweisen. 

§ 293 Größenabhängige Befreiungen 

(1) Ein Mutterunternehmen ist von der Pflicht, einen Konzernabschluß und einen Konzernla-
gebericht aufzustellen, befreit, wenn 

1. am Abschlußstichtag seines Jahresabschlusses und am vorhergehenden Abschluß-
stichtag mindestens zwei der drei nachstehenden Merkmale zutreffen: 
a) Die Bilanzsummen in den Bilanzen des Mutterunternehmens und der Tochterun-

ternehmen, die in den Konzernabschluß einzubeziehen wären, übersteigen ins-
gesamt nach Abzug von in den Bilanzen auf der Aktivseite ausgewiesenen Fehl-
beträgen nicht 23 100 000 Euro. 

b) Die Umsatzerlöse des Mutterunternehmens und der Tochterunternehmen, die in 
den Konzernabschluß einzubeziehen wären, übersteigen in den zwölf Monaten 
vor dem Abschlußstichtag insgesamt nicht 46 200 000 Euro. 

c) Das Mutterunternehmen und die Tochterunternehmen, die in den Konzernab-
schluß einzubeziehen wären, haben in den zwölf Monaten vor dem Abschluß-
stichtag im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigt; 

oder 
2. am Abschlußstichtag eines von ihm aufzustellenden Konzernabschlusses und am 

vorhergehenden Abschlußstichtag mindestens zwei der drei nachstehenden Merkma-
le zutreffen: 
a) Die Bilanzsumme übersteigt nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiesenen 

Fehlbetrags nicht 19 250 000 Euro. 
b) Die Umsatzerlöse in den zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag übersteigen 

nicht 38 500 000 Euro. 
c) Das Mutterunternehmen und die in den Konzernabschluß einbezogenen Tochter-

unternehmen haben in den zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag im Jahres-
durchschnitt nicht mehr als 250 Arbeitnehmer beschäftigt. 



Auf die Ermittlung der durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer ist § 267 Abs. 5 anzuwen-
den. 
(2) (weggefallen) 
(3) (weggefallen) 
(4) Außer in den Fällen des Absatzes 1 ist ein Mutterunternehmen von der Pflicht zur Aufstel-
lung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts befreit, wenn die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 nur am Abschlußstichtag oder nur am vorhergehenden Abschlußstichtag 
erfüllt sind und das Mutterunternehmen am vorhergehenden Abschlußstichtag von der Pflicht 
zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts befreit war. 2§ 267 
Abs. 4 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
(5) Die Absätze 1 und 4 sind nicht anzuwenden, wenn das Mutterunternehmen oder ein in 
dessen Konzernabschluss einbezogenes Tochterunternehmen am Abschlussstichtag kapi-
talmarktorientiert im Sinn des § 264d ist. 

§ 325 Offenlegung 

(1) Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalgesellschaften haben für diese den Jahresab-
schluss beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch einzureichen. Er ist unverzüglich 
nach seiner Vorlage an die Gesellschafter, jedoch spätestens vor Ablauf des zwölften Mo-
nats des dem Abschlussstichtag nachfolgenden Geschäftsjahrs, mit dem Bestätigungsver-
merk oder dem Vermerk über dessen Versagung einzureichen. Gleichzeitig sind der Lagebe-
richt, der Bericht des Aufsichtsrats, die nach § 161 des Aktiengesetzes vorgeschriebene Er-
klärung und, soweit sich dies aus dem eingereichten Jahresabschluss nicht ergibt, der Vor-
schlag für die Verwendung des Ergebnisses und der Beschluss über seine Verwendung un-
ter Angabe des Jahresüberschusses oder Jahresfehlbetrags elektronisch einzureichen. An-
gaben über die Ergebnisverwendung brauchen von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
nicht gemacht zu werden, wenn sich anhand dieser Angaben die Gewinnanteile von natürli-
chen Personen feststellen lassen, die Gesellschafter sind. Werden zur Wahrung der Frist 
nach Satz 2 oder Absatz 4 Satz 1 der Jahresabschluss und der Lagebericht ohne die ande-
ren Unterlagen eingereicht, sind der Bericht und der Vorschlag nach ihrem Vorliegen, die 
Beschlüsse nach der Beschlussfassung und der Vermerk nach der Erteilung unverzüglich 
einzureichen. Wird der Jahresabschluss bei nachträglicher Prüfung oder Feststellung geän-
dert, ist auch die Änderung nach Satz 1 einzureichen. Die Rechnungslegungsunterlagen sind 
in einer Form einzureichen, die ihre Bekanntmachung nach Absatz 2 ermöglicht. 
(2) Die gesetzlichen Vertreter der Kapitalgesellschaft haben für diese die in Absatz 1 be-
zeichneten Unterlagen jeweils unverzüglich nach der Einreichung im Bundesanzeiger be-
kannt machen zu lassen. 
(2a) Bei der Offenlegung nach Absatz 2 kann an die Stelle des Jahresabschlusses ein Ein-
zelabschluss treten, der nach den in § 315a Abs. 1 bezeichneten internationalen Rechnungs-
legungsstandards aufgestellt worden ist. Ein Unternehmen, das von diesem Wahlrecht Ge-
brauch macht, hat die dort genannten Standards vollständig zu befolgen. Auf einen solchen 
Abschluss sind § 243 Abs. 2, die §§ 244, 245, 257, 264 Abs. 2 Satz 3, § 285 Nr. 7, 8 Buch-
stabe b, Nr. 9 bis 11a, 14 bis 17, § 286 Abs. 1, 3 und 5 sowie § 287 anzuwenden. Der Lage-
bericht nach § 289 muss in dem erforderlichen Umfang auch auf den Abschluss nach Satz 1 
Bezug nehmen. Die übrigen Vorschriften des Zweiten Unterabschnitts des Ersten Abschnitts 
und des Ersten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts gelten insoweit nicht. Kann wegen 
der Anwendung des § 286 Abs. 1 auf den Anhang die in Satz 2 genannte Voraussetzung 
nicht eingehalten werden, entfällt das Wahlrecht nach Satz 1. 



(2b) Die befreiende Wirkung der Offenlegung des Einzelabschlusses nach Absatz 2a tritt ein, 
wenn 

1. statt des vom Abschlussprüfer zum Jahresabschluss erteilten Bestätigungsvermerks 
oder des Vermerks über dessen Versagung der entsprechende Vermerk zum Ab-
schluss nach Absatz 2a in die Offenlegung nach Absatz 2 einbezogen wird, 

2. der Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses und gegebenenfalls der Be-
schluss über seine Verwendung unter Angabe des Jahresüberschusses oder Jahres-
fehlbetrags in die Offenlegung nach Absatz 2 einbezogen werden und 

3. der Jahresabschluss mit dem Bestätigungsvermerk oder dem Vermerk über dessen 
Versagung nach Absatz 1 Satz 1 bis 4 offen gelegt wird. 

(3) Die Absätze 1, 2 und 4 Satz 1 gelten entsprechend für die gesetzlichen Vertreter einer 
Kapitalgesellschaft, die einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht aufzustellen 
haben. 
(3a) Wird der Konzernabschluss zusammen mit dem Jahresabschluss des Mutterunterneh-
mens oder mit einem von diesem aufgestellten Einzelabschluss nach Absatz 2a bekannt 
gemacht, können die Vermerke des Abschlussprüfers nach § 322 zu beiden Abschlüssen 
zusammengefasst werden; in diesem Fall können auch die jeweiligen Prüfungsberichte zu-
sammengefasst werden. 
(4) Bei einer Kapitalgesellschaft im Sinn des § 264d, die keine Kapitalgesellschaft im Sinn 
des § 327a ist, beträgt die Frist nach Absatz 1 Satz 2 längstens vier Monate. Für die Wah-
rung der Fristen nach Satz 1 und Absatz 1 Satz 2 ist der Zeitpunkt der Einreichung der Un-
terlagen maßgebend. 
(5) Auf Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung beruhende Pflichten der Gesellschaft, 
den Jahresabschluss, den Einzelabschluss nach Absatz 2a, den Lagebericht, den Konzern-
abschluss oder den Konzernlagebericht in anderer Weise bekannt zu machen, einzureichen 
oder Personen zugänglich zu machen, bleiben unberührt. 
(6) Die §§ 11 und 12 Abs. 2 gelten für die beim Betreiber des Bundesanzeigers einzu-
reichenden Unterlagen entsprechend; § 325a Abs. 1 Satz 3 und § 340l Abs. 2 Satz 4 bleiben 
unberührt. 

§ 326 Größenabhängige Erleichterungen für kleine Kapitalgesellschaften und Kleinst-
kapitalgesellschaften bei der Offenlegung 

(1) Auf kleine Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1) ist § 325 Abs. 1 mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß die gesetzlichen Vertreter nur die Bilanz und den Anhang einzureichen haben. 
Der Anhang braucht die die Gewinn- und Verlustrechnung betreffenden Angaben nicht zu 
enthalten. 
(2) Die gesetzlichen Vertreter von Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a) können ihre sich aus 
§ 325 ergebenden Pflichten auch dadurch erfüllen, dass sie die Bilanz in elektronischer Form 
zur dauerhaften Hinterlegung beim Betreiber des Bundesanzeigers einreichen und einen 
Hinterlegungsauftrag erteilen. § 325 Absatz 1 Satz 2 und 6 ist entsprechend anzuwenden. 
Kleinstkapitalgesellschaften dürfen von dem in Satz 1 geregelten Recht nur Gebrauch ma-
chen, wenn sie gegenüber dem Betreiber des Bundesanzeigers mitteilen, dass sie zwei der 
drei in § 267a Absatz 1 genannten Merkmale für die nach § 267 Absatz 4 maßgeblichen Ab-
schlussstichtage nicht überschreiten. 



§ 340 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Unterabschnitt ist auf Kreditinstitute im Sinne des § 1 Abs. 1 des Gesetzes über 
das Kreditwesen anzuwenden, soweit sie nach dessen § 2 Abs. 1, 4 oder 5 von der Anwen-
dung nicht ausgenommen sind, sowie auf Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Sitz 
in einem Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft und auch nicht Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, sofern die Zweignieder-
lassung nach § 53 Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwesen als Kreditinstitut gilt. § 340l 
Abs. 2 und 3 ist außerdem auf Zweigniederlassungen im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 53c Nr. 1 dieses Gesetzes, anzuwenden, sofern diese Zweigniederlassungen Bank-
geschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 und 7 bis 12 dieses Gesetzes betrei-
ben. Zusätzliche Anforderungen auf Grund von Vorschriften, die wegen der Rechtsform oder 
für Zweigniederlassungen bestehen, bleiben unberührt. 
(2) Dieser Unterabschnitt ist auf Unternehmen der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 des Gesetzes 
über das Kreditwesen bezeichneten Art insoweit ergänzend anzuwenden, als sie Bankge-
schäfte betreiben, die nicht zu den ihnen eigentümlichen Geschäften gehören. 
(3) Dieser Unterabschnitt ist auf Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung nicht anzuwen-
den. 
(4) Dieser Unterabschnitt ist auch auf Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des § 1 Abs. 
1a des Gesetzes über das Kreditwesen anzuwenden, soweit sie nicht nach dessen § 2 Abs. 
6 oder 10 von der Anwendung ausgenommen sind, sowie auf Zweigniederlassungen von 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Gemein-
schaft und auch nicht Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum ist, sofern die Zweigniederlassung nach § 53 Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen als Finanzdienstleistungsinstitut gilt. § 340c Abs. 1 ist nicht anzuwenden auf Finanz-
dienstleistungsinstitute und Kreditinstitute, soweit letztere Skontroführer im Sinne des § 27 
Abs. 1 Satz 1 des Börsengesetzes und nicht CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Abs. 3d 
Satz 1 des Gesetzes über das Kreditwesen sind. Zusätzliche Anforderungen auf Grund von 
Vorschriften, die wegen der Rechtsform oder für Zweigniederlassungen bestehen, bleiben 
unberührt. 
(5) Dieser Unterabschnitt ist auch auf Institute im Sinne des § 1 Absatz 2a des Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetzes anzuwenden. Zusätzliche Anforderungen auf Grund von Vorschrif-
ten, die wegen der Rechtsform oder für Zweigniederlassungen bestehen, bleiben unberührt. 

§ 340a Anzuwendende Vorschriften 

(1) Kreditinstitute, auch wenn sie nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft betrieben 
werden, haben auf ihren Jahresabschluß die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften des Ersten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts anzuwenden, soweit in den 
Vorschriften dieses Unterabschnitts nichts anderes bestimmt ist. Kreditinstitute haben außer-
dem einen Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Bestimmungen 
aufzustellen. 
(2) § 265 Abs. 6 und 7, §§ 267, 268 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 Satz 1 und 2, §§ 276, 277 Abs. 1, 
2, 3 Satz 1, § 284 Absatz 2 Nummer 3, § 285 Nr. 8 und 12, § 288 sind nicht anzuwenden. An 
Stelle von § 247 Abs. 1, §§ 251, 266, 268 Absatz 7, §§ 275, 284 Absatz 3, § 285 Nummer 1, 
2, 4, 9 Buchstabe c und Nummer 27 sind die durch Rechtsverordnung erlassenen Formblät-
ter und anderen Vorschriften anzuwenden. § 246 Abs. 2 ist nicht anzuwenden, soweit abwei-
chende Vorschriften bestehen. § 264 Abs. 3 und § 264b sind mit der Maßgabe anzuwenden, 



daß das Kreditinstitut unter den genannten Voraussetzungen die Vorschriften des Vierten 
Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts nicht anzuwenden braucht. § 285 Nummer 31 ist 
nicht anzuwenden; unter den Posten „außerordentliche Erträge“ und „außerordentliche Auf-
wendungen“ sind Erträge und Aufwendungen auszuweisen, die außerhalb der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit anfallen. Im Anhang sind diese Posten hinsichtlich ihres Betrags und ihrer 
Art zu erläutern, soweit die ausgewiesenen Beträge für die Beurteilung der Ertragslage nicht 
von untergeordneter Bedeutung sind. 
(3) Sofern Kreditinstitute einer prüferischen Durchsicht zu unterziehende Zwischenabschlüs-
se zur Ermittlung von Zwischenergebnissen im Sinne des Artikels 26 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1) aufstellen, sind auf diese 
die für den Jahresabschluss geltenden Rechnungslegungsgrundsätze anzuwenden. Die Vor-
schriften über die Bestellung des Abschlussprüfers sind auf die prüferische Durchsicht ent-
sprechend anzuwenden. Die prüferische Durchsicht ist so anzulegen, dass bei gewissenhaf-
ter Berufsausübung ausgeschlossen werden kann, dass der Zwischenabschluss in wesentli-
chen Belangen den anzuwendenden Rechnungslegungsgrundsätzen widerspricht. Der Ab-
schlussprüfer hat das Ergebnis der prüferischen Durchsicht in einer Bescheinigung zusam-
menzufassen. § 320 und § 323 gelten entsprechend. 
(4) Zusätzlich haben Kreditinstitute im Anhang zum Jahresabschluß anzugeben: 

1. alle Mandate in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsgremien von großen Kapitalgesell-
schaften (§ 267 Abs. 3), die von gesetzlichen Vertretern oder anderen Mitarbeitern 
wahrgenommen werden; 

2. alle Beteiligungen an großen Kapitalgesellschaften, die fünf vom Hundert der Stimm-
rechte überschreiten. 

§ 340e Bewertung von Vermögensgegenständen 

(1) Kreditinstitute haben Beteiligungen einschließlich der Anteile an verbundenen Unterneh-
men, Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizen-
zen an solchen Rechten und Werten, Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken, technische Anlagen und Maschinen, 
andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung sowie Anlagen im Bau nach den für 
das Anlagevermögen geltenden Vorschriften zu bewerten, es sei denn, daß sie nicht dazu 
bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen; in diesem Falle sind sie nach Satz 
2 zu bewerten. Andere Vermögensgegenstände, insbesondere Forderungen und Wertpapie-
re, sind nach den für das Umlaufvermögen geltenden Vorschriften zu bewerten, es sei denn, 
daß sie dazu bestimmt werden, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen; in diesem Falle 
sind sie nach Satz 1 zu bewerten. § 253 Absatz 3 Satz 6 ist nur auf Beteiligungen und Antei-
le an verbundenen Unternehmen im Sinn des Satzes 1 sowie Wertpapiere und Forderungen 
im Sinn des Satzes 2, die dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen bestimmt sind, anzu-
wenden. 
(2) Abweichend von § 253 Abs. 1 Satz 1 dürfen Hypothekendarlehen und andere Forderun-
gen mit ihrem Nennbetrag angesetzt werden, soweit der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Nennbetrag und dem Auszahlungsbetrag oder den Anschaffungskosten Zinscharakter hat. 
Ist der Nennbetrag höher als der Auszahlungsbetrag oder die Anschaffungskosten, so ist der 
Unterschiedsbetrag in den Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passivseite aufzunehmen; 
er ist planmäßig aufzulösen und in seiner jeweiligen Höhe in der Bilanz oder im Anhang ge-



sondert anzugeben. Ist der Nennbetrag niedriger als der Auszahlungsbetrag oder die An-
schaffungskosten, so darf der Unterschiedsbetrag in den Rechnungsabgrenzungsposten auf 
der Aktivseite aufgenommen werden; er ist planmäßig aufzulösen und in seiner jeweiligen 
Höhe in der Bilanz oder im Anhang gesondert anzugeben. 
(3) Finanzinstrumente des Handelsbestands sind zum beizulegenden Zeitwert abzüglich ei-
nes Risikoabschlags zu bewerten. Eine Umgliederung in den Handelsbestand ist ausge-
schlossen. Das Gleiche gilt für eine Umgliederung aus dem Handelsbestand, es sei denn, 
außergewöhnliche Umstände, insbesondere schwerwiegende Beeinträchtigungen der Han-
delbarkeit der Finanzinstrumente, führen zu einer Aufgabe der Handelsabsicht durch das 
Kreditinstitut. Finanzinstrumente des Handelsbestands können nachträglich in eine Bewer-
tungseinheit einbezogen werden; sie sind bei Beendigung der Bewertungseinheit wieder in 
den Handelsbestand umzugliedern. 
(4) In der Bilanz ist dem Sonderposten „Fonds für allgemeine Bankrisiken“ nach § 340g in 
jedem Geschäftsjahr ein Betrag, der mindestens 10 vom Hundert der Nettoerträge des Han-
delsbestands entspricht, zuzuführen und dort gesondert auszuweisen. Dieser Posten darf 
nur aufgelöst werden 

1. zum Ausgleich von Nettoaufwendungen des Handelsbestands sowie 
2. zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags, soweit er nicht durch einen Gewinnvortrag 

aus dem Vorjahr gedeckt ist, 
3. zum Ausgleich eines Verlustvortrags aus dem Vorjahr, soweit er nicht durch einen 

Jahresüberschuss gedeckt ist, oder 
4. soweit er 50 vom Hundert des Durchschnitts der letzten fünf jährlichen Nettoerträge 

des Handelsbestands übersteigt. 
Auflösungen, die nach Satz 2 erfolgen, sind im Anhang anzugeben und zu erläutern. 

§ 340i Pflicht zur Aufstellung 

(1) Kreditinstitute, auch wenn sie nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft betrieben 
werden, haben unabhängig von ihrer Größe einen Konzernabschluß und einen Konzernla-
gebericht nach den Vorschriften des Zweiten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts über 
den Konzernabschluß und Konzernlagebericht aufzustellen, soweit in den Vorschriften die-
ses Unterabschnitts nichts anderes bestimmt ist. Zusätzliche Anforderungen auf Grund von 
Vorschriften, die wegen der Rechtsform bestehen, bleiben unberührt. 
(2) Auf den Konzernabschluß sind, soweit seine Eigenart keine Abweichung bedingt, die §§ 
340a bis 340g über den Jahresabschluß und die für die Rechtsform und den Geschäftszweig 
der in den Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit sie für große Kapitalge-
sellschaften gelten. Die §§ 293, 298 Absatz 1, § 314 Abs. 1 Nr. 1, 3, 6 Buchstabe c und 
Nummer 23 sind nicht anzuwenden. In den Fällen des § 315a Abs. 1 finden von den in Ab-
satz 1 genannten Vorschriften nur die §§ 290 bis 292, 315a Anwendung; die Sätze 1 und 2 
dieses Absatzes sowie § 340j sind nicht anzuwenden. Soweit § 315a Abs. 1 auf die Bestim-
mung des § 314 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe c verweist, tritt an deren Stelle die Vorschrift des § 
34 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 37 der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3658) in der jeweils 
geltenden Fassung. Im Übrigen findet die Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung in 
den Fällen des § 315a Abs. 1 keine Anwendung. 
(3) Als Kreditinstitute im Sinne dieses Titels gelten auch Mutterunternehmen, deren einziger 
Zweck darin besteht, Beteiligungen an Tochterunternehmen zu erwerben sowie die Verwal-



tung und Verwertung dieser Beteiligungen wahrzunehmen, sofern diese Tochterunterneh-
men ausschließlich oder überwiegend Kreditinstitute sind. 
(4) Sofern Kreditinstitute einer prüferischen Durchsicht zu unterziehende Konzernzwischen-
abschlüsse zur Ermittlung von Konzernzwischenergebnissen im Sinne des Artikels 26 Ab-
satz 2 in Verbindung mit Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 aufstellen, sind auf 
diese die für den Konzernabschluss geltenden Rechnungslegungsgrundsätze anzuwenden. 
Die Vorschriften über die Bestellung des Abschlussprüfers sind auf die prüferische Durch-
sicht entsprechend anzuwenden. Die prüferische Durchsicht ist so anzulegen, dass bei ge-
wissenhafter Berufsausübung ausgeschlossen werden kann, dass der Zwischenabschluss in 
wesentlichen Belangen den anzuwendenden Rechnungslegungsgrundsätzen widerspricht. 
Der Abschlussprüfer hat das Ergebnis der prüferischen Durchsicht in einer Bescheinigung 
zusammenzufassen. § 320 und § 323 gelten entsprechend. 

§ 340l Offenlegung 

(1) Kreditinstitute haben den Jahresabschluß und den Lagebericht sowie den Konzernab-
schluß und den Konzernlagebericht und die anderen in § 325 bezeichneten Unterlagen nach 
§ 325 Abs. 2 bis 5, §§ 328, 329 Abs. 1 und 4 offenzulegen. Kreditinstitute, die nicht Zweig-
niederlassungen sind, haben die in Satz 1 bezeichneten Unterlagen außerdem in jedem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft und in jedem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum offenzulegen, in dem sie eine Zweig-
niederlassung errichtet haben. Die Offenlegung nach Satz 2 richtet sich nach dem Recht des 
jeweiligen Mitgliedstaats oder Vertragsstaats. 
(2) Zweigniederlassungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes von Unternehmen mit Sitz in 
einem anderen Staat haben die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Unterlagen ihrer Hauptnie-
derlassung, die nach deren Recht aufgestellt und geprüft worden sind, nach § 325 Abs. 2 bis 
5, §§ 328, 329 Abs. 1, 3 und 4 offenzulegen. Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat im 
Sinn des § 3 Abs. 1 Satz 1 der Wirtschaftsprüferordnung, deren Wertpapiere im Sinn des § 2 
Absatz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes an einer inländischen Börse zum Handel am regu-
lierten Markt zugelassen sind, haben zudem eine Bescheinigung der Wirtschaftsprüferkam-
mer gemäß § 134 Abs. 2a der Wirtschaftsprüferordnung über die Eintragung des Abschluss-
prüfers oder eine Bestätigung der Wirtschaftsprüferkammer gemäß § 134 Abs. 4 Satz 8 der 
Wirtschaftsprüferordnung über die Befreiung von der Eintragungsverpflichtung offenzulegen. 
Satz 2 ist nicht anzuwenden, soweit ausschließlich Schuldtitel im Sinn des § 2 Absatz 1 
Nummer 3 des Wertpapierhandelsgesetzes mit einer Mindeststückelung von 50.000 Euro 
oder einem entsprechenden Betrag anderer Währung an einer inländischen Börse zum Han-
del am regulierten Markt zugelassen sind. Zweigniederlassungen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von Unternehmen mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft und auch nicht Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ist, brauchen auf ihre eigene Geschäftstätigkeit bezogene gesonderte Rech-
nungslegungsunterlagen nach Absatz 1 Satz 1 nicht offenzulegen, sofern die nach den Sät-
zen 1 und 2 offenzulegenden Unterlagen nach einem an die Richtlinie 86/635/EWG ange-
paßten Recht aufgestellt und geprüft worden oder den nach einem dieser Rechte aufgestell-
ten Unterlagen gleichwertig sind. Die Unterlagen sind in deutscher Sprache einzureichen. 
Soweit dies nicht die Amtssprache am Sitz der Hauptniederlassung ist, können die Unterla-
gen der Hauptniederlassung auch 

1. in englischer Sprache oder 
2. in einer von dem Register der Hauptniederlassung beglaubigten Abschrift oder, 



3. wenn eine dem Register vergleichbare Einrichtung nicht vorhanden oder diese nicht 
zur Beglaubigung befugt ist, in einer von einem Wirtschaftsprüfer bescheinigten Ab-
schrift, verbunden mit der Erklärung, dass entweder eine dem Register vergleichbare 
Einrichtung nicht vorhanden oder diese nicht zur Beglaubigung befugt ist, 

eingereicht werden; von der Beglaubigung des Registers ist eine beglaubigte Übersetzung in 
deutscher Sprache einzureichen. 
(3) § 339 ist auf Kreditinstitute, die Genossenschaften sind, nicht anzuwenden. 
(4) Macht ein Kreditinstitut von dem Wahlrecht nach § 325 Absatz 2a Satz 1 Gebrauch, sind 
§ 325 Absatz 2a Satz 3 und 5 mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Die in § 325 Abs. 2a Satz 3 genannten Vorschriften des Ersten Unterabschnitts des 
Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs sind auch auf Kreditinstitute anzuwenden, die 
nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft betrieben werden. 

2. § 285 Nummer 8 Buchstabe b findet keine Anwendung; der Personalaufwand des 
Geschäftsjahrs ist jedoch im Anhang zum Einzelabschluss nach § 325 Absatz 2a 
gemäß der Gliederung nach Formblatt 3 im Posten Allgemeine Verwaltungsaufwen-
dungen Unterposten Buchstabe a Personalaufwand der Kreditinstituts-
Rechnungslegungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. De-
zember 1998 (BGBl. I S. 3658) in der jeweils geltenden Fassung anzugeben, sofern 
diese Angaben nicht gesondert in der Gewinn- und Verlustrechnung erscheinen. 

3. An Stelle des § 285 Nr. 9 Buchstabe c gilt § 34 Abs. 2 Nr. 2 der Kreditinstituts-
Rechnungslegungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. De-
zember 1998 (BGBl. I S. 3658) in der jeweils geltenden Fassung. 

4. Für den Anhang gilt zusätzlich die Vorschrift des § 340a Abs. 4. 
5. Im Übrigen finden die Bestimmungen des Zweiten bis Vierten Titels dieses Unterab-

schnitts sowie der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung keine Anwendung. 
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